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SowilldieRegierung
dieWirtschaft retten
Der Regierungsrat hat seine Strategie für die Bewältigung der
Coronakrise vorgestellt. Er setzt aufMonitoring undKampagnen.
DieOpposition ist enttäuscht und fordert konkreteMassnahmen.

DominikWeingartner

Während die gesundheitliche
Coronakrise in der Schweiz in
denHintergrundrückt,drängen
die wirtschaftlichen Folgen in
den Vordergrund. Gestern hat
derLuzernerRegierungsrat sein
Positionspapier zurBewältigung
der coronabedingten Wirt-
schaftskrise vorgestellt. Nun ist
auchklar,weshalbdieRegierung
bei der von SP und Grünen er-
zwungenen Kantonsratssession
vonMitteMainichtüberCorona
sprechen wollte. Denn kurz zu-
vor, am 6. Mai, hat der Regie-
rungsrat dem Institut für Be-
triebs- und Regionalökonomie
von der Hochschule Luzern
(HSLU)denAuftragerteilt,mög-
licheMassnahmenaufzuzeigen.
Die Arbeiten am sogenannten
Inputpapier der HSLU sind am
4. Juni fertiggeworden.Undaus
dieser Vorarbeit heraus hat der
Regierungsrat sein Positions-
papier erarbeitet und vergange-
neWoche verabschiedet.

Das Papier dient als Grund-
lage für die Beantwortung der
dutzenden Coronavorstösse,
die im Kantonsrat eingereicht
worden sind (siehe Kästen
unten). Damit will die Regie-
rung eine einheitliche Vorge-
hensweise bei derBekämpfung
der wirtschaftlichen Schäden
der Coronakrise sicherstellen.

Ein«Steilpass»
fürdieRegierung
ProfessorChristophHauser von
der HSLU sprach gestern von
einem «Steilpass», den das
Papier der Hochschule darstel-
le. «Das Tor erzielen muss die
Regierung.» 186 Massnahmen
hatdasExpertenteamderHSLU
aufgezeigt. Auf eine politische

Leere Gartenwirtschaft an der Reuss in Luzern: Die Gastronomie und der Tourismus leiden besonders stark unter den Folgen der Coronakrise. Bild: Urs Flüeler/Keystone (11. Mai 2020)

Mehr integrative Förderung,
um Rückstand aufzuholen
Bildung Helene Meyer-Jenni
(SP, Kriens) fordert die Regie-
rungauf, einMassnahmenpaket
vorzubereiten, umwährend des
Fernunterrichts entstandene
Lernrückstände von Schülern
möglichst bald aufzuarbeiten.
Daran sei man schon, schreibt
dieRegierungund lehntdasPos-
tulat daher ab. Weiter heisst es:
«Die Lehrpersonenwerdenmit
den Lernenden versuchen, all-
fälligeLernrückständeaufzuho-
len. Dies wird nicht in allen Fäl-
len möglich sein.» Damit die
Lehrpersonen der Integrativen
Förderung (IF) mehr Zeit für
Schüler mit Lernrückständen
haben, hat die Regierung be-
schlossen,«denGemeindendie
Möglichkeit zu geben, das Pen-
sum für IF-Lektionen im nächs-
ten Schuljahr zu erhöhen». Sie
erwartetdadurchüberalleSchu-
len gesehen maximal zehn zu-

sätzlicheVollpensenundKosten
von 1,5Millionen Franken.

Innert kurzerZeit habendie
Schulen auf Fernunterricht um-
gestellt. Wie der Regierungsrat
ineinerAntwort auf einPostulat
von Jonas Heeb (Grüne, Horw)
ausführt, hatderKantonLuzern
die Umstellung gut bewältigt.
Heeb fordert, dassbasierendauf
denErfahrungendesFernunter-
richts ein Digitalisierungskon-
zept imBildungsbereicherarbei-
tet wird. Die Regierung bean-
tragt eine Erheblicherklärung
des Postulats. Sie ist der Mei-
nung, dass die Evaluation des
Fernunterrichts in der kantona-
len Digitalisierungsstrategie
undeinemKonzept vertieftwer-
den sollen. Mit der Evaluation
sollen unter anderem repräsen-
tativeErkenntnisse unddieDe-
finition weiterer Massnahmen
erreicht werden. (rt)

Regierung will mehr Anreize
für Homeoffice schaffen
Verwaltung Die Pandemie hat
die Arbeit auch in der Verwal-
tungverändert. IneinerAntwort
auf ein Postulat vonAndréMar-
ti (FDP, Willisau) schreibt der
Regierungsrat, dass «70 bis 80
Prozent der rund 6000 Mit-
arbeiter» des Kantons während
des Lockdowns im Homeoffice
arbeiteten. Marti fordert in sei-
nemPostulatdenRegierungsrat
auf, zuprüfen,wiedieBedingun-
gen für Homeoffice bei der Ver-
waltung optimiert werden kön-
nen.WiederRegierungsrat nun
schreibt, sei Homeoffice in der
Verwaltung kein neues Thema.

«Bereits vor Ausbruch der
Coronakrisewar etwa ein Fünf-
tel vonzuHauseaus tätig.»Die-
se Quote sei im Vergleich der
ZentralschweizerVerwaltungen
«ander Spitze».Dennochwolle
der Kanton die «positive Dyna-
mik und die wertvollen Erfah-

rungen der letzten Wochen»
nutzen, um vermehrt Anreize
fürHomeoffice zu schaffen.

DieUmsetzungbedingeaber
«auch eine Haltungsänderung
beziehungsweise eine Weiter-
entwicklungderArbeitskultur».
DieGrundlagen dafür seienmit
derAnpassungderPersonalver-
ordnung per 1. Januar 2019 ge-
legt worden. «Damit ein ‹mo-
bil-flexibles› Arbeiten und das
damitverbundeneDesk-Sharing
erfolgreich umgesetzt werden
kann, braucht es Aufwertungen
der heutigen Bürosituation wie
Focusräume, ruhigeArbeitsplät-
ze,Projekträume, informelleBe-
gegnungszonen oder persönli-
che Ablagefächer», schreibt die
Regierung. Und: «Genau diese
Infrastrukturwollenwir imzen-
tralen Verwaltungsgebäude an-
bieten.»Dieses ist auf demEm-
mer Seetalplatz geplant. (dlw)

che Bereiche aussen vor lässt».
DieGrünenmeinen damit auch
dieKulturbranche,die«absicht-
lich ausgeklammert»werde.

DieGrünliberalenvermissen
ein «klares Konzept, wie ein zu-
kunftsfähigerWirtschaftsstand-
ort Luzern aussehen soll.» Die
Regierungmüsse jetzt«vorwärts
machenundraschhandeln».So
sollennachhaltige Investitionen
schnell umgesetzt werden.

KritikamPapierkommtauch
von der SVP. «Vieles in dieser

Strategie ist einSchönwetterpro-
gramm und dient eher zu Beru-
higung, als dass wir daraus eine
neue Wirtschaftsstrategie ab-
lesenkönnen»,heisst es ineiner
Mitteilung. Und: «Es werden
Papiere produziert und man
sprichtvongutenRahmenbedin-
gungen, hat aber keine konkre-
tenVorschlägezurUmsetzung.»
Man begrüsse zwar die Bemü-
hungenderRegierung, seheaber
«noch keinen wirklichenMehr-
wert indiesemStrategiepapier».

Die CVP hingegen spricht von
einer«gutenDiskussionsgrund-
lage». Laut Fraktionschef Adri-
anNussbaummüssemangenau
abklären, wer Unterstützung
braucht. «Wir wollen keine
Giesskannenlösungen, sondern
Massnahmen die Wirkung zei-
gen.» Viele Forderungen seien
«vielleicht gut gemeint, aber in
der Wirkung nicht effizient».
Zudem setzt die CVP auf eine
«Innovationsoffensive mit
gleichzeitigem Bürokratieab-

bau». Auch die FDP ist zufrie-
denmitdemPapier, schliesslich
entspräche es «grösstenteils
dem FDP Forderungspapier
vom Mai», wie Fraktionschef
Andreas Moser sagt. Die Mass-
nahmen zielten in die richtige
Richtung.«Siehelfen, dasswie-
der Optimismus aufkommt.»
Und:«Stichwortewie ‹Prozesse
beschleunigen und die wirt-
schaftlichenRahmenbedingun-
genverbessern› sind zentrale li-
beraleForderungen», soMoser.

Luzerner Jungparteien für
Stimmrechtab16Jahren
Die JungeCVP, JungenGrünen undGrünliberalen sowie
die Juso unterstützen denVorstoss von Samuel Zbinden.

An der Juni-Session wird sich
der Luzerner Kantonsrat mit
demStimmrechtsalter 16befas-
sen. Die vier Jungparteien der
CVP, Grünen, Grünliberalen
und SP des Kantons Luzern ha-
ben sich daher in einem über-
parteilichen Komitee zur Ein-
führung des Stimmrechts ab 16
Jahrenauf kantonalerEbene zu-
sammengeschlossen. Das
schreiben die Parteien in einer
gemeinsamen Medienmittei-
lung von gestern.

Mit der Klimastreik-Bewe-
gung habe die Jugend gezeigt,
mitwelchemElan sie sich indie
Politik einbringen will, wird
etwaMichelleMeyer, designier-
te Co-Präsidentin der Jungen
Grünen Kanton Luzern, zitiert.
«Egal ob Altersvorsorge, Fi-
nanz- undSchuldenpolitik oder
Umweltschutz: Viele Entschei-
de, die wir heute fällen, treffen
junge Menschen am meisten –
weil sie am längsten damit le-
ben müssen», sagt sie. Und
auch EliasMeier, Präsident der
Jungen CVP, unterstützt den

Vorstoss: «Eine altersmässig
breitere Partizipation ist eine
Riesenchance fürunsereDemo-
kratie, vonwelcher die gesamte
Bevölkerung profitiert.»

JüngsterKantonsrat
stehthinterder Initiative
DieEinzelinitiative zur Einfüh-
rung des Stimmrechtsalters 16
hatte der jüngsteLuzernerKan-
tonsrat, der 21-jährige Samuel
Zbinden (JungeGrüne, Sursee),
im Oktober 2019 eingereicht.
Dabei soll das passive Stimm-
recht bei 18 Jahrenbleiben.Der
Luzerner Regierungsrat lehnt
diese Initiative ab (Ausgabe
vom 9. Juni). Für Zbinden gibt
es aber trotzdemHoffnung: Er-
hält die Initiative imKantonsrat
einenDrittel der Stimmen,wird
sie an die zuständige Kommis-
sion überwiesen. Schlussend-
lichmüsste die LuzernerBevöl-
kerung darüber entscheiden.
Mit denMutterparteien zusam-
men stellendie Jungparteien 76
von 120Kantonsräten, schreibt
das Komitee. (fmü)

MehrStudenten–aber
wenigeralsprognostiziert
DieUniversität Luzern ist im Jahr 2019weiter
gewachsen. Die Rechnung schliesst leicht imMinus ab.

DieUniversitätLuzernhat ihren
Jahresbericht 2019 publiziert.
ImHerbstsemester des vergan-
genen Jahres haben 3028 Stu-
denten an der Uni Luzern stu-
diert. Das sind 21 Studenten
mehr als noch imHerbstsemes-
ter 2018. Dennoch schreibt die
Uni im Jahresbericht, dass die
prognostiziertenStudentenzah-
len «nicht ganz erreicht» wur-
den. Inklusive Weiterbildung
waren letztes Jahr 3475 Perso-
nen an der Uni Luzern einge-
schrieben.GrössteFakultätwar
mit 1276 Studenten die rechts-
wissenschaftliche Fakultät.

Insgesamthaben imvergan-
genen Jahr 576 Festangestellte
an der Universität Luzern ge-
arbeitet – davon 73 Professorin-
nen und Professoren.

Die Jahresrechnungschliesst im
2019 mit einem Aufwand von
rund68,9MillionenFrankenab.
DasErgebnis liegtmiteinemMi-
nus von 0,2 Millionen Franken
leicht unter dem Budget, wie es
inderMitteilungderUniversität
Luzernheisst.Gestiegengegen-
über demVorjahr sei der Perso-
nalaufwand.Dies liegeunteran-
derem am Aufbau der Wirt-
schaftswissenschaftlichen
Fakultät und am neu gegründe-
ten Departement Gesundheits-
wissenschaften undMedizin.

Vergangenes JahrhatdieUni
5,33MillionenFrankenanDritt-
mitteln fürdieForschungeinge-
worben. Dies sei ein «bemer-
kenswerterAnstieg».DieDritt-
mittel belaufen sich total auf
10,8Millionen Franken. (rt)

DelegiertesprechenKredit
über7MillionenFranken
Das BetagtenzentrumLindenrain in Triengen
soll umgebaut und erweitert werden.

Die Delegiertenversammlung
des Betagtenzentrums Linden-
rain inTriengenhat amMontag
grünes Licht gegeben für den
UmbauunddieErweiterungdes
Gebäudes. Die Delegierten der
Verbandsgemeinden Triengen,
Büron und Schlierbach stimm-
ten einemKredit über 6,94Mil-
lionen Franken zu.

Geplant ist nebeneinerTeil-
sanierung des 1989 eröffneten
GebäudeseineErweiterungdes
Zentrums. Damit soll die Bet-
tenkapazität erhöht und mehr
Platz für Demenzkranke ge-
schaffenwerden.Heute verfügt

das Lindenrain über 59 Betten.
Nach dem Umbau und der Er-
weiterung sollenes67 sein.Wie
dasBetagtenzentrumbereits im
Vorfeld inderBotschaftmitteil-
te, sind knapp rund die Hälfte
der Bewohner von Demenz be-
troffen. Die acht zusätzlichen
Betten sollen für schwer De-
menzkranke reserviert werden.

Laut Terminplan sollen in
einem Jahr die Baubewilligun-
gen vorliegen. Der Baustart ist
fürden Januar2022geplant,der
Bezug derDemenzabteilung im
Juni 2023undderAbschlussder
Arbeiten imOktober2023. (dlw)
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